Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2979 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Reisekostenvergütung für die Bundesbeam- 
ten, Richter im Bundesdienst und Soldaten 
(Bundesreisekostengesetz — BRKG) 

— Drucksache IV/2533 — 


A. Bericht des Abgeordneten Urban 


I. 

Der Gesetzentwurf vom 20. August 1964 wurde in 
der 138. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
16. Oktober 1964 dem Ausschuß für Inneres zur Be- 
ratung zugewiesen. Der Ausschuß hat den Gesetz- 
entwurf in seinen Sitzungen am 6. und 21. November 
und abschließend am 4. Dezember 1964 beraten, 
nadidem sich auch eine Arbeitsgruppe des Aus- 
sdiusses für Inneres am 2. Dezember 1964 ein- 
gehend mit dem Entwurf beschäftigt hat. 


II. Grundsätze des Entwurfs 

Das zur Zeit geltende Reisekostenrecht beruht auf 
dem zuletzt durch Verordnung vom 21. Februar 1961 
(BGBl. I S. 129) geänderten Gesetz über Reisekosten- 
vergütung der Beamten vom 15. Dezember 1933 
(RGBL I S. 1067); den dazu erlassenen Ausführungs- 
bestimmungen vom L6. Dezlember 1933 (RBBl. S. 192) 
und einer Vielzahl von weiteren Einzelregelungen. 
Die Vorschriften entsprechen nicht mehr den ver- 
änderten rechtlichen und tatsächlichen Verhält- 
nissen. 

Mit dem Entwurf soll das Reisekostenrecht ent- 
sprechend den rechtlichen und tatsächlichen Erfor- 
dernissen der Gegenwart neugefaßt und gestrafft 
werden. Gegenüber dem geltenden Recht ergeben 
sich folgende wesentliche Änderungen: 


1. Die beiden niedrigsten Reisekostenstufen des 
bisherigen Rechts werden zu einer Reisekosten- 
stufe zusammengefaßt (§ 8). 

2. Die Sätze des Tage- und Übernachtungsgeldes 
in den §§ 9 und 10 sind mit Rücksicht auf die 
veränderten wirtschaftlichen Verhältnisse ge- 
genüber den seit dem 1. Januar 1961 geltenden 
Sätzen erhöht worden (Erhöhung zwischen rd. 
14 und 33 v. H.). Dabei sind die Sätze in den 
unteren Reisekostenstufen stärker als in den 
oberen angehoben worden. Die neuen Sätze 
werden auf Grund eines Antrags der Fraktion 
der SPD im Vorgriff auf das neue Gesetz auf 
Grund einer Verwaltungsregelung mit Billigung 
des Bundestages (Beschluß vom 24. Juni 1964) 
schon seit dem 1. Juli 1964 angewandt. 

3. Die Staffelung des Teiltagegeldes (§ 9 Abs. 2) 
für Dienstreisen, die keinen vollen Kalendertag 
beanspruchen, wird von bisher drei auf vier 
Stufen erweitert. Darin liegt eine Verbesserung 
für die Dienstreisen von mehr als zehn bis 
zwölf Stunden Dauer. Außerdem wird ein Teil- 
tagegeld schon bei einer Dienstreise von mehr 
als fünf — statt bisher sechs — Stunden Dauer 
gewährt. 

4. Nach § 10 Abs. 3 wird das Übernachtungsgeld 
bis zu 25 V. H. erhöht, wenn die nachgewiesenen 
übernachtungskosten höher sind als das Über- 
nachtungsgeld. Darüber hinaus werden nach § 13 
wie bisher Zuschüsse zum Tage- und Übernach- 
tungsgeld gewährt, wenn die notwendigen Mehr- 
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auslagen für Verpflegung und Unterkunft die 
Summe des Tages- und Ubernachtungsgeldes 
übersteigen. 

5. Die Zeit, für die bei einem längeren Aufenthalt 
am Geschäftsort das volle Tage- und Übernach- 
tungsgeld zu zahlen ist, wird verlängert (§ 11). 

Mit Rücksicht auf veränderliche oder besondere 
Verhältnisse sieht der Gesetzentwurf folgende Er- 
mächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
vor: 

§ 2 Abs. 4 (Bestimmung der Nachbarorte), 

§ 6 Abs. 2 (Höhe der Wegstreckenentschädigung 

beim Benutzen sogenannter anerkannt 
privateigener Kraftfahrzeuge), 

§16 Abs. 6 (Reisekostenvergütung in Sonderfäl- 
len), 

§ 20 Abs. 3 (abweichende Vorschriften für Aus- 
landsdienstreisen), 

§ 22 (Beschäftigungsvergütung) und 

§ 24 Abs. 1 (Anpassung an veränderte wirtschaft- 
liche oder technische Verhältnisse). 

III. Erläuterungen zu Ausschußbeschlüssen 
Zu §§ 1 und 23 Abs. 1 

Durch die Ergänzung sollen die wegen Dienstun- 
fähigkeit ausscheidenden Polizeivollzugsbeamten 
auf Widerruf im Bundesgrenzschutz, Soldaten auf 
Zeit und Wehrpflichtigen den wegen Ablaufs der 
Dienstzeit ausscheidenden gleichgestellt werden. 

Zu § 2 

Durch die Änderung soll klargestellt werden, daß 
auch Reisen zur Erledigung von Dienstgeschäften 
am Wohnort (§ 16 Abs. 3) und Einstellungsreisen 
(§ 16 Abs. 1 und 2) Dienstreisen sind. 

Der Ausschuß folgte der Empfehlung des Bundes- 
rates nicht, von dem Erfordernis der Schriftform 
(Absatz 2) für Anordnungen oder Genehmigungen 
von Dienstreisen abzusehen. Er ist der Auffassung, 
daß die Schriftform der Rechtssicherheit und damit 
auch dem Schutz des Dienstreisenden dient. 

Zu § 5 

Die Änderungeii in den Absätzen 1 und 2 haben 
nur redaktionelle Bedeutung. 

Der Ausschuß beschloß, den für die Erstattung der 
Fahrkosten einer höheren Klasse geforderten Er- 
werbsminderungsgrad (Absatz 4) von 70 auf 50 
V. H, herabzusetzen, um auch Dienstreisenden mit 
einer solchen Körperbehinderung ein bequemeres 
Reisen als bei der Benutzung der niedrigeren Klasse 
regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel zu er- 
möglichen. 


Zu § 6 

Bei dem Beschluß, die Wegstreckenentschädigung 
für Kraftwagen (Absatz 1 Nr. 4) von 16 auf 18 Pfen- 
nig je Kilometer zu erhöhen, ging der Ausschuß von 
der Überlegung aus, daß die Kosten der Kraftfahr- 
zeughaltung trotz der zum Teil verringerten Preise 
für Anschaffung, Bereifung und Kraftstoff infolge 
anderer Faktoren, z. B. höhere Reparaturkosten, ge- 
stiegen sind. Außerdem soll mit der Erhöhung be- 
wirkt werden, daß bei künftigen Schwankungen des 
Benzinpreises nicht in jedem Falle eine Erhöhung 
der Wegstreckenentschädigung notwendig sein wird. 

Der Ausschuß nahm die Empfehlung des Bundes- 
rates zu Absatz 1 auf, Wegstreckenentschädigung 
auch dann zu gewähren, wenn das bei einer Dienst- 
reise benutzte Kraftfahrzeug nicht dem Dienstrei- 
senden selbst, seinem Ehegatten oder Kind, sondern 
einem mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden 
anderen Verwandten oder Verschwägerten gehört. 
Eine entsprechende Änderung beschloß der Aus- 
schuß zu Absatz 5. 

Durch den in Absatz 5 angefügten Satz 4 soll — 
wie nach bisherigem Recht — die Gewährung einer 
Entschädigung für das Zurücklegen von Fußweg- 
strecken ausgeschlossen werden, wenn es zu den 
regelmäßigen Dienstaufgaben gehört. 

Der in Absatz 6 angefügte Satz 2 soll es ermög- 
lichen, das in einigen Verwaltungen bisher übliche 
Verfahren beizubehalten, Pauschalentschädigungen 
für die Unterhaltung anderer im Dienst gebrauchter 
eigener Beförderungsmittel (z. B. Fahrräder) zu zah- 
len oder Darlehen für ihre Anschaffung zu ge- 
währen. 

Zu § 8 

Die vom Ausschuß beschlossene Zuteilung der 
Angehörigen der Besoldungsgruppe A 7 zur Reise- 
kostenstufe B entspricht dem System der Einstufung 
deiT Angehörigen des gehobenen Dienstes (Bes. -Gr. 
A 9 bis A 12). Danach werden jeweils die beiden 
oberen Besoldungsgruppen einer Laufbahngruppe 
mit den unteren Besoldungsgruppen der nächst- 
höheren Laufbahngruppe zusammengefaßt. 

Zu § 9 

Nach den Änderungen des Absatzes 2 sollen fünf 
Zehntel des Tagegeldes schon bei einer Dienstreise- 
dauer von mehr als sieben Stunden gewährt wer- 
den. Der Ausschuß ist der Meinung, daß bereits in 
dieser Zeit Mehraufwendungen für Verpflegung 
entstehen können, die durch ein Teiltagegeld in 
Höhe von dreii Zehnteln nicht gedeckt werden. 

Zu § 11 

Der Ausschuß ging bei der Verlängerung der Fri - 
sten von der Überlegung aus, daß eine wesentliche 
Kosteneinsparung in der Regel erst bei einem län- 
geren Aufenthalt an demselben Ort eintritt. Ange- 
sichts der verlängerten Fristen für die Zahlung des 
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Tage- und Übernachtungsgeldes hielt der Ausschuß 
eine weitere, der Zustimmung des Bundesministers 
des Innern bedürftige Verlängerungsmöglichkeit 
(Absatz 2 Satz 2 des Regierungsentwurfs) nicht für 
erforderlich. 


Zu § 16 

Durch die Ergänzung des Absatzes 4 soll die nach 
dem Regierungsentwurf nur für Empfänger von 
Tage- und Übernachtungsgeld vorgesehene Rege- 
lung auf die Fälle ausgedehnt werden, in denen bei 
längerem Aufenthalt an demselben Geschäftsort an- 
stelle von Tage- und Übernachtungsgeld die Vergü- 
tung nach § 11 gewährt wird. 

Die Änderung in Absatz 5 ist nur redaktionell. 


Zu § 17 

Der Ausschuß hält die im Regierungsentwurf vor- 
gesehene Begrenzung der Aufwandsvergütung auf 
höchstens 80 v. H. des Tage- und Übernachtungs- 
geldes nicht für erforderlich, weil ein Maßstab für 
ihre Höhe schon durch die Bestimmung gesetzt ist, 
daß eine Aufwandsvergütung nur bei geringeren 
Aufwendungen für Verpflegung und Unterkunft als 
allgemein gewährt werden darf und daß sie den 
notwendigen Mehrauslagen entsprechen muß. 


Zu § 20 

Die Änderung in Absatz 3 soll klarstellen, daß 
auch bei den Sondervorschriften für Auslandsdienst- 
reisen die Grundsätze des allgemeinen Reisekosten- 
rechts zu beachten sind. 

Zu § 23 

Durch die Ergänzung des Absatzes 2 soll sicher- 
gestellt werden, daß die Vorschrift von den zustän- 
digen Stellen einheitlich angewandt wird. 

Zu § 27 

Das Inkrafttreten der — nicht bereits seit dem 
1. Juli 1964 angewandten — Vorschriften des Ge- 
setzes wird auf den 1. Juli 1965 festgesetzt, um eine 
gleichzeitige Inkraftsetzung der auf Grund des Ge- 
setzes noch zu erlassenden Rechtsverordnungen zu 
ermöglichen. Der vom Ausschuß beschlossene neue 
Satz 2 soll verhindern, daß infolge der Zuteilung 
der Angehörigen der Bes. -Gr. A 7 zur Reisekosten- 
stufe B (Änderungsbeschluß zu § 8 Abs. 1) frühere 
Reisekostenabrechnungen dieser Bediensteten ein- 
zeln überprüft und rückwirkend neu festgesetzt 
werden müssen. 

Die vom Ausschuß für Inneres beschlossenen Än- 
derungen führen gegenüber dem Regierungsentwurf 
zu Mehraufwendungen von etwa 5 Millionen DM 
jährlich. 


Bonn, den 4. Dezember 1964 


Urban 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2533 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Entwurf eingegangenen Petitionen 
für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 4. Dezember 1964 


Der Ausschuß für Inneres 


Schmi 1 1- V Ockenhausen 

Vorsitzender 


Urban 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Reisekosten Vergütung für die Bundes- 
beamten, Richter im Bundesdienst und Soldaten 
(Bundesreisekostengesetz — BRKG) 

— Drucksache IV/2533 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüssedes 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

über die Reisekostenvergütung über die Reisekostenvergütung 

für die Bundesbeamten, Riditer im Bundesdienst für die Bundesbeamten, Richter im Bundesdienst 

und Soldaten und Soldaten 

(Bundesreisekostengesetz — BRKG) (Bundesreisekostengesetz — BRKG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


ABSCHNITT I 
Allgemeines 
§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Erstattung von Aus- 
lagen für Dienstreisen und Dienstgänge (Reise- 
kostenvergütung) der Bundesbeamten, Richter im 
Bundesdienst, Soldaten und der in den Bundesdienst 
abgeordneten anderen Beamten und Richter. 

(2) Das Gesetz regelt ferner die Erstattung von 

1. Auslagen aus Anlaß der Abordnung (Be- 
schäftigungsvergütung, § 22), 

2. Auslagen für Reisen zur Einstellung vor 
dem Wirksamwerden der Ernennung und 
beim Ausscheiden aus dem Dienst wegen 
Ablaufs der Dienstzeit (§ 23 Abs. 1), 

3. Auslagen für Ausbildungs- und Fortbil- 
dungsreisen, die teilweise in dienstlidiem 
Interesse liegen (§ 23 Abs, 2), und 

4. Fahrkosten für Fahrten zwischen Woh- 
nung und Dienststätte aus besonderem 
dienstlicherh Anlaß (§ 23 Abs. 3). 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ABSCHNITT I 
Allgemeines 
§ 1 

Geltungsbereich 

(1) unverändert 


(2) Das Gesetz regelt ferner die Erstattung von 

1. unverändert 

2. Auslagen für Reisen zur Einstellung vor 
dem Wirksamwerden der Ernennung und 
beim Ausscheiden aus dem Dienst wegen 
Ablaufs der Dienstzeit oder wegen Dienst- 
unfähigkeit (§ 23 Abs. 1), 

3. unverändert 

4. unverändert 
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Entwurf 
ABSCHNITT II 
Reisekostenvergütung 
§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Dienstreisende im Sinne dieses Gesetzes sind 
die in § 1 Abs. 1 genannten Personen, die eine 
Dienstreise oder einen Dienstgang ausführen. 

(2) Dienstreisen im Sinne dieses Gesetzes sind 
Reisen zur Erledigung von Dienstgeschäften außer- 
halb des Dienst- oder Wohnortes, die von der zu- 
ständigen Behörde schriftlich angeordnet oder ge- 
nehmigt worden sind, es sei denn, daß eine Anord- 
nung oder Genehmigung nach dem Amt des Dienst- 
reisenden oder dem Wesen des Dienstgeschäfts 
nicht in Betracht kommt. Dienstreisen sind auch Rei- 
sen von einem dem vorübergehenden Aufenthalt 
dienenden Ort zum Dienst- oder Wohnort, wenn im 
übrigen die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt 
sind. 

(3) Dienstgänge im Sinne dieses Gesetzes sind 
Gänge oder Fahrten zur Erledigung von Dienstge- 
schäften außerhalb der Dienststätte am Dienst- oder 
Wohnort, die von der zuständigen Behörde angeord- 
net oder genehmigt worden sind, es sei denn, daß 
eine Anordnung oder Genehmigung nach dem Amt 
des Dienstreisenden oder dem Wesen des Dienst- 
geschäfts nicht in Betracht kommt. Dem Wohnort 
steht ein dem vorübergehenden Aufenthalt dienen- 
der Ort gleich. 

(4) Zum Dienst-, Wohn- und Geschäftsort im 
Sinne dieses Gesetzes gehören auch ihre Nachbar- 
orte. Nachbarorte sind Gemeinden oder Teile von 
solchen, die miteinander räumlich, wirtschaftlich und 
verkehrsmäßig in engem Zusammenhang stehen und 
vom Bundesminister des Innern durch Rechtsverord- 
nung zu Nachbarorten erklärt worden sind. 

§ 3 

Anspruch auf Reisekostenvergütung 

(1) Der Dienstreisende hat Anspruch auf Reise- 
kostenvergütung. Art und Umfang bestimmt aus- 
schließlich dieses Gesetz. 

(2) Reisekostenvergütung wird nur insoweit ge- 
währt, als die Aufwendungen des Dienstreisenden 
und die Dauer der Dienstreise oder des Dienstgan- 
ges zur Erledigung des Dienstgeschäfts notwendig 
waren. 

(3) Zuwendungen, die dem Dienstreisenden von 
dritter Seite aus anderen als persönlichen Gründen 
für dieselbe Dienstreise oder denselben Dienstgang 
gewährt wurden, sind auf die Reisekostenvergütung 
anzurechnen. § 12 bleibt unberührt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
ABSCHNITT II 
Reisekostenvergütung 
§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) unverändert 

(2) Dienstreisen im Sinne dieses Gesetzes sind 
Reisen zur Erledigung von Dienstgeschäften außer- 
halb des Dienstortes, die von der zuständigen Be- 
hörde schriftlich angeordnet oder genehmigt worden 
sind, es sei denn, daß eine Anordnung oder Geneh- 
migung nach dem Amt des Dienistreiisenden oder 
dem Wesen des Dienstgeschäfts nicht in Betracht 
kommt. Dienstreisen sind auch Reisen aus Anlaß 
der Einstellung (§ 16 Abs. 1 und 2) und Reisen von 
einem dem vorübergehenden Aufenthalt dienenden 
Ort zum Dienstort, wenn im übrigen die Voraus- 
setzungen des Satzes 1 erfüllt sind. 

(3) Dienstgänge im Sinne dieses Gesetzes sind 
Gänge oder Fahrten am Dienst- oder Wohnort zur 
Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb der 
Dienststätte, die von der zuständigen Behörde ange- 
ordnet oder genehmigt worden sind, es sei denn, 
daß eine Anordnung oder Genehmigung nach dem 
Amt des Dienstreisenden oder dem Wesen des 
Dienstgeschäfts nicht in Betracht kommt. Dem Wohn- 
ort steht ein dem vorübergehenden Aufenthalt die- 
nender Ort gleich. 

(4) unverändert 


§ 3 

unverändert 
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Entwurf 

(4) Bei Dienstreisen und Dienstgängen für eine 
auf Vorschlag oder Verlangen der zuständigen Be- 
hörde wahrgenommene Nebentätigkeit hat der 
Dienstreisende nach diesem Gesetz nur soweit An* 
Spruch auf Reisekostenvergütung, wie nicht die 
Stelle, bei der die Nebentätigkeit ausgeübt wird, 
Auslagenerstattung für dieselbe Dienstreise oder 
denselben Dienstgang zu gewähren hat; das gilt auch 
dann, wenn der Dienstreisende auf seinen Anspruch 
gegen die Stelle verzichtet hat. 

(5) Die Reisekostenvergütung ist innerhalb einer 
Ausschlußfrist . von einem Jahr bei der Beschäfti- 
gungsbehörde schriftlich zu beantragen. Die Frist be- 
ginnt mit dem Tage nach Beendigung der Dienstreise 
oder des Dienstgangs. 


§ 4 

Art der Reisekostenvergütung 

Die Reisekostenvergütung umfaßt 

1. Fahrkostenerstattung (§ 5), 

2. Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung 

(§ 6), 

3. Tagegeld (§ 9), 

4. Ubernachtungsgeld (§ 10), 

5. Erstattung der Auslagen bei längerem Aufent- 
halt am Geschäftsort (§ 11), 

6. Zuschuß zum Tage- und Übernachtungsgeld 
(§ 13), 

7. Erstattung der Nebenkosten (§ 14), 

8. Erstattung der Auslagen bei Dienstreisen bis 
zu fünf Stunden Dauer und bei Dienstgängen 
(§ 15 ), 

9. Aufwandsvergütung (§ 17), 

10. Pauschvergütung (§18), 

11. Erstattung der Auslagen für Reisevorberei- 
tungen (§ 19). 


4. Wahlperiode 

Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 4 

unverändert 
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Entwurf B'eschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 5 § 5 

Fahrkostenerstattung Fahrkostenerstattung 

(1) Für Strecken, die mit regelmäßig verkehren- (1) Für Strecken, die mit regelmäßig verkehren- 
den Beförderungsmitteln zurückgelegt worden sind, den Beförderungsmitteln zurüdcgelegt worden sind, 
werden die entstandenen notwendigen Fahrkosten werden die entstandenen notwendigen Fahrkosten 
erstattet, und zwar beim Benutzen von erstattet, und zwar beim Benutzen von 



Land- oder 
Wasser- 
fahrzeugen 

Luftfahr- 

zeugen 

Schlaf- 

wagen 

Land- oder 
Wnsser- 
fahrzeugen 

Luftfahr- 

zeugen 

Schlaf- 

wagen 

den Ange- 
hörigen 
der Be- 
soldungs- 
gruppen 

bis 

ZU den Kosten der 

den Ange- 
hörigen 
der Be- 
soldungs- 
gruppen 

bis 

zu den Kosten der 

A 1 
bis 

A7 

zweiten 

Klasse 

Touristen- 

Economy- 

klasse 

Touristen- 

klasse 

A 1 
bis 

A7 

zweiten 

Klasse 

Touristen- 

oder 

Economy- 

klasse 

Touristen- 

klasse 

A8 

bis 

A 14 

ersten 

Klasse 

Touristen- 

Economy- 

klasse 

Spezial- 

Doppelbett- 

klasse 

A8 

bis 

A14 

ersten 

Klasse 

Touristen- 

oder 

Economy- 

klasse 

Spezial- 

oder 

Doppelbett- 

klasse 

A 15, A 16 
und B 1 

ersten 

Klasse 

ersten 

Klasse 

Spezial- 

Doppelbett- 

klasse 

A 15, A 16 
und B 1 

ersten 

Klasse 

ersten 

Klasse 

Spezial- 

oder 

Doppelbett- 

klasse 

B 2 
bis 

B 11 

ersten 

Klasse 

ersten 

Klasse 

Einbett- 

klasse 

B2 

bis 

B 11 

ersten 

Klasse 

ersten 

Klasse 

Einbett- 

klasse 


(2) Für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs- (2) Für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs- 

dienst und für Wehrsoldempfänger gilt § 8 Abs. 2 dienst und für Wehrsoldempfänger gilt § 8 Abs. 2 
entsprechend. Ehrenbeamte werden für die Fahr- entsprechend. Ehrenbeamte werden für die Fahr- 
kostenerstattung den Dienstreisenden der Besol- kostenerstattung den Dienstreisenden der Besol- 
dungsgruppe A 14 gleichgestellt. dungsgruppen A 8 bis A 14 gleichgestellt. 

(3) Die Kosten einer höheren Klasse werden er- (2) unverändert 

stattet, wenn der Dienstreisende ein regelmäßig ver- 
kehrendes Beförderungsmittel benutzen mußte, das 

nur diese Klasse führte. Das gleiche gilt, wenn er 
aus dienstlichen Gründen eine höhere Klasse be- 
nutzen mußte. 

(4) Dienstreisenden, denen nach Absatz 1 die (4) Dienstreisenden, denen nach Absatz 1 die 

Fahrkosten der niedrigsten Klasse zu erstatten wä- Fahrkosten der niedrigsten Klasse zu erstatten wä- 
ren, werden bei einer amtlich festgestellten Erwerbs- ren, werden bei einer amtlich festgestellten Erwerbs- 
minderung von mindestens siebzig vom Hundert die minderung von mindestens fünfzig vom Hundert die 

Auslagen für die nächsthöhere Klasse erstattet. Die- Auslagen für die nächsthöhere Klasse erstattet. Die- 
selbe Vergünstigung kann anderen Dienstreisenden selbe Vergünstigung kann anderen Dienstreisenden 

gewährt werden, wenn ihr körperlicher oder gesund- gewährt werden, wenn ihr körperlicher oder gesund- 
heitlicher Zustand das Benutzen dieser Klasse recht- heitlicher Zustand das Benutzen dieser Klasse recht- 
fertigt. fertigt. 

(5) Für Strecken, die aus triftigen Gründen mit (5) unverändert 

anderen als den in § 6 genannten nicht regelmäßig 

verkehrenden Beförderungsmitteln zurückgelegt 
worden sind, werden die entstandenen notwendigen 
Fahrkosten erstattet. Liegen keine triftigen Gründe 

vor, so darf keine höhere Reisekostenvergütung ge- ’ • 

währt werden als beim Benutzen eines regelmäßig 
verkehrenden Beförderungsmittels. 
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§ 6 

Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung 

(1) Für Strecken, die der Dienstreisende mit 
e^nen ihm, seinem Ehegatten oder einem mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Kinde gehörenden 
Beförderungsmittel zurückgelegt hat, wird eine Weg- 
streckenentschädigung gewährt, und zwar je Kilo- 
meter bei Benutzung von 

1 . Kleinkrafträdern und Fahrrädern mit Hilfs- 
motor (Mopeds) im Sinne des § 67 a der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung mit 
einem Hubraum bis 50 ccm sechs Pfennig, 

2. Kraftfahrzeugen mit einem Hubraum von 
mehr als 50 bis 200 ccm acht Pfennig, 

3. Kraftfahrzeugen mit einem Hubraum von 

mehr als 200 ccm elf Pfennig, 

4. Kraftwagen mit einem Hubraum von mehr 

als 350 ccm sechzehn Pfennig. 

Dadurch darf jedoch die Reisekostenvergütung ohne 
eine etwa zu gewährende Mitnahmeentschädigung 
nicht höher werden als beim Benutzen eines regel- 
mäßig verkehrenden Beförderungsmittels. Die für 
die Festsetzung der Reisekostenvergütung zustän- 
dige Behörde kann aus triftigen Gründen von der 
Einschränkung des Satzes 2 absehen. 


(2) Ist ein in Absatz 1 bezeichnetes Kraftfahrzeug 
benutzt worden, das mit schriftlicher Anerkennung 
der Vorgesetzten Behörde im überwiegenden dienst- 
lichen Interesse gehalten wird, so wird abweichend 
von Absatz 1 eine Wegstreckenentschädigung ge- 
währt, deren Höhe der Bundesminister des Innern 
unter Berücksichtigung der Anschaffungs-, Unterhal- 
tungs- und Betriebskosten und der Abnutzung des 
Kraftfahrzeuges durch Rechtsverordnung bestimmt 

(3) Ein Dienstreisender, der in einem Kraftfahr- 
zeug der in Absatz 1 oder Absatz 2 bezeichneten Art 
Personen mitgenommen hat, die nach diesem Gesetz 
oder anderen Vorschriften des Bundes Anspruch auf 
Fahrkostenerstattung haben, erhält Mitnahmeent- 
schädigung in Höhe von drei Pfennig je Person und 
Kilometer, für die Mitnahme mit einem Kraftrad oder 
Kabinenroller zwei Pfennig je Person und Kilometer. 

(4) Ist ein Dienstreisender von einer im öffent- 
lichen Dienst stehenden Person mitgenommen wor- 
den, die nach den Vorschriften eines anderen Dienst- 
herrn als des Bundes Anspruch auf Fahrkostenerstat- 
tung hat, so erhält er Mitnahmeentschädigung nach 
Absatz 3, soweit ihm Auslagen für die Mitnahme 
entstanden sind. 

(5) Für Strecken, die aus triftigen Gründen mit 
einem dem Dienstreisenden, seinem Ehegatten oder 
einem mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden 
Kinde gehörenden Fahrrad oder zu Fuß zurückgelegt 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 6 

Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung 

(1) Für Strecken, die der Dienstreisende mit 
einem ihm gehörenden Kraftfahrzeug zurückgelegt 
hat, wird als Auslagenersatz eine Wegstreckenent- 
schädigung gewährt, und zwar je Kilometer bei Be- 
nutzung von 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. unverändert 

4. Kraftwagen mit einem Hubraum von mehr 

als 350 ccm achtzehn Pfennig. 

Dadurch darf jedoch die Reisekostenvergütung ohne 
eine etwa zu gewährende Mitnahmeentschädigung 
nicht höher werden als ^eim Benutzen eines regel- 
mäßig verkehrenden Beförderungismittels. Die für 
die Festsetzung der Reisekostenvergütung zustän- 
dige Behörde kann aus triftigen Gründen von der 
Einschränkung des Satzes 2 absehen. Dem Kraftfahr- 
zeug im Sinne des Satzes 1 steht das unentgeltlidi 
zur Verfügung gestellte Kraftfahrzeug des Ehegatten 
oder eines mit dem Dienstreisenden in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Verwandten oder Verschwä- 
gerten gleidi. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Für Strecken, die der Dienstreisende aus trif- 
tigen Gründen mit einem ihm gehörenden Fahrrad 
oder zu Fuß zurück gelegt hat, wird als Auslagen- 
ersatz eine Wegstreckenentschädigung in Höhe von 
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Orden sind, wird Wegstreckenentschädigung in 
Höhe von zehn Pfennig je Kilometer gewährt, wenn 
die Strecken über die Grenzen einer Gemeinde ein- 
schließlich ihrer Nachbarorte (§ 2 Abs. 4 Satz 2) hin- 
ausgeführt haben. Liegen keine triftigen Gründe vor, 
so gilt für die Höhe der Entschädigung Absatz 1 
Satz 2 entsprechend. 


(6) Hat der Dienstreisende ein Kraftfahrzeug be- 
nutzt, das aus Mitteln der Verwaltung beschafft wor- 
den ist, auf ihre Kosten unterhalten und betrieben 
wird und dem Dienstreisenden zur dienstlichen Ver- 
wendung übereignet ist, so wird keine Wegstrecken- 
und Mitnahmeentschädigung gewährt. 


§ 7 

Dauer der Dienstreise 

(1) Die Dauer einer Dienstreise richtet sich, wenn 
sie am Dienstort 

1, mit einem regelmäßig verkehrenden Beför- 
derungsmittel angetreten oder beendet 
wird, nach der planmäßigen Abfahrt (bei 
Luftfahrzeugen dem Meldeschluß am Flug- 
hafen) oder tatsächlichen Ankunft des Be- 
förderungsmittels, mit dem die Gemeinde- 
grenze überschritten wird, 

2. mit einem anderen Beförderungsmittel 
oder zu Fuß über die Gemeindegrenze hin- 
weg angetreten oder beendet wird, nach 
der Abreise oder Ankunft am Dienstge- 
bäude; wenn sie nicht am Dienstgebäude 
angetreten oder beendet wird, richtet sie 
sich nach dem Zeitpunkt, an dem sie dort 
hätte angetreten oder beendet werden 
können. 

Hat das regelmäßig verkehrende Beförderungsmittel 
Verspätung, so tritt an die Stelle der planmäßigen 
Abfahrt die tatsächliche Abfahrt, wenn dem Dienst- 
reisenden unter den gegebenen Umständen zuzumu- 
ten war, von der Abfahrtstelle an seine Dienststelle 
oder in seine Wohnung zurückzukehren. 

(2) Wird die Dienstreise von einem außerhalb 
des Dienstortes gelegenen Wohnort aus angetreten 
oder beendet, so gilt Absatz 1 entsprechend, wobei 
an die Stelle des Dienstortes der Wohnort und an 
die Stelle des Dienstgebäudes die Wohnung tritt; 
höchstens darf jedoch die Dauer berücksichtigt wer- 
den, die sich ergeben hätte, wenn die Dienstreise am 
Dienstort begonnen und beendet worden wäre. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

zehn Pfennig je Kilometer gewährt, wenn die 
Strecken über die Grenzen einer Gemeinde ein- 
schließlich ihrer Nachbarorte (§ 2 Abs. 4 Satz 2) hin- 
ausgeführt haben. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend 
bei Benutzung eines Fahrrades, das nicht dem Dienst- 
reisenden gehört. Liegen keine triftigen Gründe vor, 
so gilt für die Höhe der Entschädigung Absatz 1 
Satz 2 entsprechend. Gehört das Zurüdtlegen von 
Fußwegstrecken zu den regelmäßigen Dienstauf- 
gaben, so wird keine Wegstreckenentschädigung 
gewährt. 

(6) Hat der Dienstreisende ein Kraftfahrzeug be- 
nutzt, das aus Mitteln der Verwaltung beschafft wor- 
den ist, auf ihre Kosten unterhalten und betrieben 
wird und dem Dienstreisenden zur dienstlichen Ver- 
wendung übereignet ist, so wird keine Wegstrecken- 
und Mitnahmeentschädigung gewährt. Das gleiche 
gilt bei der Benutzung eines anderen Beförderungs- 
mittels, das auf Kosten der Verwaltung unterhalten 
wird, soweit es dienstlichen Zwecken dient. 

§ 7 

unverändert 
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§ 8 

Reisekostenstufen 

(1) Für die Bemessung des Tage- und Übernach- 
tungsgeldes (§§ 9, 10) werden die Dienstreisenden 
folgenden Reisekostenstufen zugeteilt: 


Angehörige Reisekosten- 

der Besoldungsgruppen stufe 

A 1 bis A 7 A 

A 8 bis A 10 B 

A 11 bis A 15. Bl C 

A16, B2bisB8 D 

B 9 bis B 11 E. 


Für Beamte der Besoldungsgruppen A 14 und A 15, 
die Leiter von Auslandsvertretungen des Auswärti- 
gen Amtes mit Ausnahme der konsularischen Ver- 
tretungen sind, gilt abweichend von Satz 1 die Reise- 
kostenstufe D. 

(2) Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst 
werden der Reisekostenstufe der Eingangsbesol- 
dungsgruppe ihrer Laufbahn, Wehrsoldempfänger 
der Reisekostenstufe zugeteilt, der Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit des gleichen Dienstgrades an- 
gehören. 

(3) Die Rückwirkung der Einweisung in eine 
Planstelle oder der Einordnung von Ämtern und 
Dienstgraden bleibt bei der Zuteilung zu den Reise- 
kostenstufen unberücksichtigt. 

(4) Ehrenbeamte erhalten Tage- und Übernach- 
tungsgeld nach der Reisekostenstufe C. Die oberste 
Dienstbehörde kann mit Zustimmung des Bundes- 
ministers des Innern in besonderen Fällen eine hö- 
here Reisekostenstufe zulassen. 

§ 9 

Tagegeld 

(1) Das Tagegeld für den vollen Kalendertag be- 
trägt in 


Reisekostenstufe 

A 

14 

DM 

Reisekostenstufe 

B 

15 

DM 

Reisekostenstufe 

C 

19 

DM 

Reisekostenstufe 

D 

22 

DM 

Reisekostenstufe 

E 

25 

DM. 


(2) Für eine Dienstreise, die keinen vollen Ka- 
lendertag beansprucht, oder für den Tag des An- 
tritts und den Tag der Beendigung einer mehrtägi- 
gen Dienstreise beträgt das Tagegeld bei einer 
Dauer der Dienstreise 

von mehr als fünf bis acht Stunden 

drei Zehntel des vollen Satzes, 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 8 

Reisekostenstufen 

(1) Für die Bemessung des Tage- und Übernach- 
tungsgeldes {§§ 9, 10) werden die Dienstreisenden 
folgenden Reisekostenstufen zugeteilt: 


Angehörige Reisekosten- 
der Besoldungsgruppen stufe 

A 1 bis A 6 A 

A 7 bis A 10 B 

A 11 bis A 15. Bl C 

A 16, B 2 bis B 8 D 

B 9 bis Bll E. 


Für Beamte der Besoldungsgruppen A 14 und A 15, 
die Leiter von Auslandsvertretungen des Auswärti- 
gen Amtes mit Ausnahme der konsularischen Ver- 
tretungen isind, gilt abweichend von Satz 1 die Reise- 
kostenstufe D. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 9 

Tagegeld 

(1) unverändert 


(2) Für eine Dienstreise, die keinen vollen Ka- 
lendertag beansprucht oder für den Tag des An- 
tritts und den Tag der Beendigung einer mehrtägi- 
gen Dienstreise beträgt das Tagegeld bei einer 
Dauer der Dienstreise 

von mehr als fünf bis sieben Stunden 

drei Zehntel des vollen Satzes, 
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von mehr als acht bis zehn Stunden 

fünf Zehntel des vollen Satzes, 

von mehr als zehn bis zwölf Stunden 

acht Zehntel des vollen Satzes, 

von mehr als zwölf Stunden 

den vollen Satz. 

Bei mehreren Dienstreisen an einem Kalendertag 
wird jede Reise für sich berechnet; es wird jedoch 
zusammen nicht mehr als ein volles Tagegeld ge- 
währt. 

(3) Erstreckt sich eine Dienstreise auf zwei Ka- 
lendertage und steht dem Dienstreisenden ein Über- 
nachtungsgeld nicht zu, so ist, wenn dies für ihn 
günstiger ist, das Tagegeld so zu berechnen, als ob 
die Dienstreise an einem Kalendertag ausgeführt 
worden wäre. 

§ 10 

Ubernachtungsgeld 

(1) Ubernachtungsgeld wird bei einer mindestens 
achtstündigen Dienstreise gewährt, wenn diese sich 
über mehrere Kalendertage erstreckt oder vor drei 
Uhr angetreten worden ist. Ubernachtungsgeld 
wird nicht für eine Nacht gewährt, in der die Dienst- 
reise nach drei Uhr angetreten oder vor zwei Uhr 
beendet worden ist. 

(2) Das Ubernachtungsgeld für eine Nacht be- 
trägt in 


Reisekostenstufe 

A 

12 

DM 

Reisekostenstufe 

B 

14 

DM 

Reisekostenstufe 

C 

16 

DM 

Reisekostenstufe 

D 

20 

DM 

Reisekostenstufe 

E 

23 

DM. 


(3) Sind die nachgewiesenen übernachtungs- 
kosten höher als das Ubernachtungsgeld nach Ab- 
satz 2, so wird der Mehrbetrag bis zu fünfundzwan- 
zig vom Hundert des Übernachtungsgeldes erstattet. 

(4) Sind Auslagen für das Benutzen von Schlaf- 
wagen oder Schiffskabinen zu erstatten, so wird für 
dieselbe Nacht ein weiteres Ubernachtungsgeld nur 
gewährt, wenn der Dienstreisende wegen der frü- 
hen Ankunft oder späten Abfahrt des Beförderungs- 
mittels eine Unterkunft in Anspruch nehmen oder 
beibehalten mußte. 

§ 11 

Erstattung der Auslagen 
bei längerem Aufenthalt am Gesdiäftsort 

(1) Dauert der Aufenthalt an demselben aus- 
wärtigen Geschäftsort länger als zehn Tage, so 
wird vom elften Tage an die gleiche Vergütung ge- 
währt, die von diesem Tage an bei einer Abord- 


Be Schlüsse des 6. A u s s c h us s e s 

von mehr als sieben bis zehn Stunden 

fünf Zehntel des vollen Satzes, 

von mehr als zehn bis zwölf Stunden 

acht Zehntel des vollen Satzes, 

von mehr als zwölf Stunden 

den vollen Satz. 

Bei mehreren Dienstreisen an einem Kalendertag 
wird jede Reise für sich berechnet; es wird jedoch 
zusammen nicht mehr als ein volles Tagegeld ge- 
währt. 

(3) unverändert 


§ 10 

‘ unverändert 


§ 11 

Erstattung der Auslagen 
bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort 

(1) Dauert der Aufenthalt an demselben aus- 
wärtigen Geschäftsort länger als vierzehn Tage, so 
wird vom fünfzehnten Tage an die gleiche Vergü- 
tung gewährt, die von diesem Tage an bei einer Ab- 
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nung zu gewähren wäre; die §§ 9 und 10 werden 
insoweit nidit angewandt. Die Hin- und Rückreise- 
tage rechnen nicht zu den Aufenthaltstagen. 

(2) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr 
ermächtigte unmittelbar nachgeordnete Behörde 
kann abweichend von Absatz 1 das Tage- und 
Ubernachtungsgeld (§§ 9, 10) in besonderen Fällen 
bis zu weiteren zwanzig Tagen bewilligen. Der 
Zeitraum von insgesamt dreißig Tagen kann von 
der obersten Dienstbehörde mit Zustimmung des 
Bundesministers des Innern verlängert werden. 

§ 12 

Kürzung des Tage- und Übernachtungsgeldes 
und der Vergütung nach § 11 Abs. 1 

(1) Erhält der Dienstreisende aus anderen als 
persönlichen Gründen unentgeltlich Verpflegung, so 
wird 

1. das Tagegeld (§ 9) für das Frühstück um 
fünfzehn vom Hundert, für das Mittag- 
und Abendessen um je dreißig vom Flun- 
dert des vollen Satzes, 

2. die Vergütung nach § 11 Abs. 1 für das 
Frühstück um zehn vom Hundert, für das 
Mittag- und Abendessen um je zwanzig 
vom Hundert 

gekürzt, es sei denn, daß es sich um Einzelmahl- 
zeiten bei Empfängen oder anderen gesellschaft- 
lichen Veranstaltungen handelt. Das Tagegeld und 
die Vergütung nach § 1 1 Abs. 1 werden nach Satz 1 
gekürzt, wenn von dritter Seite Verpflegung bereit- 
gestellt wird und das Entgelt für sie in den erstatt- 
baren Fahr- oder Nebenkosten enthalten ist. Von 
einem Teiltagegeld (§ 9 Abs. 2) sind dem Dienst- 
reisenden mindestens fünfundzwanzig vom Hun- 
dert zu belassen. 

(2) Erhält der Dienstreisende aus anderen als 
persönlichen Gründen unentgeltlich Unterkunft oder 
werden die Auslagen für das Benutzen von Schlaf- 
wagen oder Schiffskabinen erstattet, so werden das 
Übernachtungsgeld (§ 10) um fünfundsiebzig vom 
Hundert und die Vergütung nach § 11 Abs. 1 um 
fünfundzwanzig vom Hundert gekürzt. Das gleiche 
gilt, wenn von dritter Seite Unterkunft bereitgestellt 
wird und das Entgelt für sie in den erstattbaren 
Nebenkosten enthalten ist. 

(3) Hat der Dienstreisende entgegen einer dienst- 
lichen Weisung unentgeltlich bereitgestellte Ver- 
pflegung oder Unterkunft ohne triftigen Grund nicht 
in Anspruch genommen, so sind die Absätze 1 und 2 
anzuwenden. 

(4) Die oberste Dienstbehörde kann in besonde- 
ren Fällen mit Zustimmung des Bundesministers des 
Innern niedrigere Kürzungssätze zulassen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Ordnung zu gewähren wäre; die §§ 9 und 10 werden 
insoweit nicht angewandt. Die Hin- und Rückreise- 
tage rechnen nicht zu den Aufenthaltstagen. 

(2) Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr 
ermächtigte unmittelbar nachgeordnete Behörde 
kann abweichend von Absatz 1 das Tage- und 
Ubernachtungsgeld (§§ 9, 10) in besonderen Fällen 
bis zu weiteren achtiindzwanzig Tagen bewilligen. 


§ 12 

unverändert 
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§ 13 § 13 

Zuschuß zum Tage- und Ubernachtungsgeld unverändert 

Sind die nachgewiesenen notwendigen Auslagen 
für Verpflegung und Unterkunft unter Berücksichti- 
gung der häuslichen Ersparnis höher als der zu- 
stehende Gesamtbetrag des Tage- und Ubernach- 
tungsgeldes (§§ 9, 10, 12), so bewilligt die oberste 
Dienstbehörde oder die von ihr ermächtigte unmit- 
telbar nachgeordnete Behörde einen Zuschuß in 
Höhe des Mehrbetrages. 


§ 14 § 14 

Erstattung der Nebenkosten unverändert 

Zur Erledigung des Dienstgeschäfts notwendige 
Auslagen, die nicht nach den §§ 5 bis 13 zu erstat- 
ten sind, werden bei Nachweis als Nebenkosten er- 
stattet. 


§ 15 § 15 

Erstattung der Auslagen bei Dienstreisen unverändert 

bis zu fünf Stunden Dauer und bei Dienstgängen 

Bei Dienstreisen bis zu fünf Stunden Dauer und 
bei Dienstgängen stehen dem Dienstreisenden Fahr- 
kostenerstattung (§ 5), Wegstrecken- und Mit- 
nahmeentschädigung (§ 6) und Nebenkostenerstat- 
tung (§ 14) zu. Daneben werden die nachgewiesenen 
notwendigen Auslagen für Verpflegung und Unter- 
kunft unter Berücksichtigung der häuslichen Erspar- 
nis erstattet. 


§ 16 


§ 16 


Bemessung der Reisekostenvergütung 
in besonderen Fällen 


Bemessung der Reisekostenvergütung 
in besonderen Fällen 


(1) Bei Dienstreisen aus Anlaß der Einstellung, (1) unverändert 
Versetzung, Abordnung oder Aufhebung einer Ab- 
ordnung wird das Tagegeld für die Zeit bis zur 
Ankunft am neuen Dienstort gewährt; im übrigen 
gilt § ? Das Tagegeld wird für die Zeit bis zum 
Ablauf des Ankunftstages gewährt, wenn der 
Dienstreisende vom nächsten Tage an als Beschäf- 
tigungsvergütung Beschäftigungsreise- oder Be- 
schäftigungstagegeld oder eine entsprechende Tren- 
nungsentschädigung erhält; daneben wird Über- 
nachtungsgeld gewährt. Bei Dienstreisen aus Anlaß 
der Versetzung, Abordnung oder Aufhebung einer 
Abordnung wird das Tagegeld von dem Beginn des 
\bfahrtstages an gewährt, wenn für den vorher- 
gehenden Tag als Beschäftigungsvergütung Beschäf- 
tigungsreise- oder Beschäftigungstagegeld oder 
eine entsprechende Trennungsentschädigung ge- 
währt wird. Der Abordnung steht die Kommandie- 
rung eines Soldaten gleich. § 12 bleibt unberührt. 
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(2) Bei einer Dienstreise aus Anlaß der Einstel- 
lung wird dem Dienstreisenden höchstens die Reise- 
kostenvergütung gewährt, die ihm bei einer Dienst- 
reise vom Wohnort zum Dienstort zustünde. 

(3) Bei einer Dienstreise nach dem Wohnort wird 
für die Dauer des Aufenthalts an diesem Ort kein 
Tage- und Übernachtungsgeld gewährt; notwendige 
Auslagen werden wie bei einem Dienstgang (§ 15) 
erstattet. 

(4) übernachtet der Dienstreisende in seiner 
außerhalb des Geschäftsortes gelegenen Wohnung, 
so wird kein Übernachtungsgeld gewährt. Die not- 
wendigen Auslagen für die Fahrten zwischen dem 
Geschäftsort und dem Wohnort (§§ 5, 6) werden bis 
zur Höhe des Übernachtungsgeldes erstattet. 


(5) Wer eine Dienstreise als ehrenamtlicher Rich- 
ter eines Disziplinär- oder Dienstgerichts ausführt, 
erhält Tage- und Übernachtungsgeld mindestens 
nach der Reisekostenstufe C. Für die Fahrkosten- 
erstattung wird er mindestens einem Dienstreisen- 
den der Besoldungsgruppe A 8 gleichgestellt. 

(6) Der Bundesminister des Innern regelt unter 
Beachtung der Grundsätze dieses Gesetzes durch 
Rechtsverordnung, welche Reisekostenvergütung ge- 
gewährt wird, wenn 

1. eine Dienstreise aus triftigen Gründen 
unterbrochen wird, 

2. eine Dienstreise mit einer Urlaubsreise 
oder einer anderen privaten Reise ver- 
bunden wird oder 

3. nach diesem Gesetz mehrere Arten der 
Auslagenerstattung für den gleichen 
Zweck in Betracht kommen. 

§ 17 

Aufwandsvergtitung 

Dienstreisende solcher Dienstzweige oder mit sol- 
chen Dienstgeschäften, bei denen geringere Auf- 
wendungen für Verpflegung oder Unterkunft als 
allgemein entstehen, erhalten nach näherer Bestim- 
mung der obersten Dienstbehörde anstelle der 
Reisekostenvergütung im Sinne des § 4 Nr. 3 bis 6 
und 8 entsprechend den notwendigen Mehrauslagen 
eine Aufwandsvergütung, die achtzig vom Hundert 
des Tagegeldes und achtzig vom Hundert des Über- 
nachtungsgeldes nicht übersteigen darf. Wird die 
Aufwandsvergütung nach Stundensätzen gewährt, 
so darf sie für vierundzwanzig Stunden achtzig vom 
Hundert des Tage- und Übernachtungsgeldes nicht 
übersteigen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) übernachtet der Dienstreisende in seiner 
außerhalb des Geschäftsortes gelegenen Wohnung, 
so wird kein Ubernachtungsgeld gewährt, die Ver- 
gütung nach § 1 1 Abs. 1 wird um ein Drittel gekürzt. 
Die notwendigen Auslagen für die Fahrten zwischen 
dem Geschäftsort und dem Wohnort (§§ 5, 6) werden 
bis zur Höhe des Übernachtungsgeldes oder eines 
Drittels der Vergütung nach § 11 Abs. 1 erstattet. 

(5) Wer eine Dienstreise als ehrenamtlicher Rich- 
ter eines Disziplinär- oder Dienstgerichts ausführt, 
erhält Tage- und Übernachtungsgeld mindestens 
nach der Reisekostenstufe C. Für die Fahrkosten- 
erstattung wird er mindestens einem Dienstreisen- 
den der Besoldungsgruppen A 8 bis A 14 gleichge- 
stellt (§ 5 Abs. 1). 

(6) unverändert 


§ 17 

Aufwandsvergütung 

Dienstreisende solcher Dienstzweige oder mit sol- 
chen Dienstgeischäften, bei denen geringere Auf- 
wendungen für Verpflegung oder Unterkunft als 
allgemein entstehen, erhalten nach näherer Bestim- 
mung der obersten Dienstbehörde anstelle der 
Reisekostenvergütung im Sinne des § 4 Nr. 3 bis 6 
und 8 entsprechend den notwendigen Mehrauslagen 
eine Aufwandsvergütung. Die Aufwands Vergütung 
kann auch nach Stundensätzen gewährt werden. 
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§ 18 

Pauschvergütung 

Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr er- 
mächtigte unmittelbar nachgeordnete Behörde kann 
bei regelmäßigen oder gleichartigen Dienstreisen 
oder Dienstgängen anstelle der Reisekostenver- 
gütung im Sinne des § 4 Nr. 1 bis 9 oder Teilen da- 
von eine laufende Pauschvergütung gewähren, die 
nach dem Durchschnitt der in einem bestimmten 
Zeitraum sonst anfallenden Einzelvergütungen zu be- 
messen ist. 

§ 19 

Erstattung der Auslagen 
für Reisevorbereitungen 

Wird eine Dienstreise oder ein Dienstgang aus 
Gründen, die der Dienstreisende nicht zu vertreten 
hat, nicht ausgeführt, so werden die durch die Vor- 
bereitung entstandenen notwendigen, nach diesem 
Gesetz erstattbaren Auslagen erstattet. 

§ 20 

Auslandsdienstreisen 

(1) Auslandsdienstreisen sind Dienstreisen zwi- 
schen Inland und Ausland sowie im Ausland. 

(2) Als Auslandsdienstreisen gelten nicht Dienst- 
reisen der im Grenzverkehr tätigen Beamten im 
Bereich ausländischer Lokalgrenzbehörden, zwi- 
schen solchen Bereichen und zwischen diesen und 
dem Inland. 

(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung abweichende Vorschriften über 
die Reisekostenvergütung bei Auslandsdienstreisen 
zu erlassen, soweit die besonderen Verhältnisse bei 
diesen Reisen es erfordern. 

§ 21 
Richter 

(1) Für Dienstreisen und Dienstgänge eines Rich- 
ters 

1. zur Wahrnehmung eines richterlichen 
Amtsgeschäfts, das ihm nach richterlicher 
Anordnung, nach der Geschäftsverteilung 
oder nach einer ihr gleichstehenden An- 
ordnung obliegt, 

2. zur Wahrnehmung eines weiteren Richter- 
amts, das ihm übertragen ist, 

3. zur Teilnahme an einer Sitzung des Prä- 
sidiums, dem er angehört. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 18 

unverändert 


§ 19 

unverändert 


§ 20 

Auslandsdienstreisen 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung unter Beachtung der Grundsätze 
dieses Gesetzes abweichende Vorschriften über die 
ReisekO'Stenvergütung bei Auslandsdienstreisen zu 
erlassen, soweit die besonderen Verhältnisse bei 
diesen Reisen es erfordern. 

§ 21 

unverändert 
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bedarf es keiner Anordnung oder Genehmigung 
(§ 2 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1). 

(2) Bei der Festsetzung der Reisekostenvergütung 
ist als Dauer des Dienstgeschäfts die tatsächliche 
Dauer des richterlichen Amtsgeschäfts, der Wahr- 
nehmung eines weiteren Richteramts oder der Teil- 
nahme an der Sitzung des Präsidiums zugrunde zu 
legen. 


ABSCHNITT III 

Beschäftigungsvergütung und Erstattung von 

Auslagen bei Reisen aus besonderem Anlaß 

§ 22 

Beschäftigungsvergütung 

Beamte, Richter und Soldaten, die an einen Ort 
außerhalb des Dienst- oder Wohnortes abgeordnet 
oder kommandiert werden, erhalten für die ihnen 
dadurch entstehenden notwendigen Auslagen unter 
Berücksichtigung der häuslichen Ersparnis eine Be- 
schäftigungsvergütung nach Rechtsverordnungen, 
die für Abordnungen im Inland der Bundesminister 
des Innern, für Abordnungen zwischen dem Inland 
und dem Ausland und im Ausland die Bundesregie- 
rung erläßt. Der Abordnung oder Kommandierung 
steht eine vorübergehende dienstliche Tätigkeit bei 
einer anderen Stelle als einer Dienststelle gleich. 

§ 23 

Erstattung von Auslagen 
bei Reisen aus besonderem Anlaß 

(1) Eine Einstellungsreise vor dem Wirksam- 
werden der Ernennung zum Bundesbeamten, Richter 
im Bundesdienst oder Soldaten gilt als Dienstreise 
zur Einstellung. Die Reise eines Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf im Bundesgrenzschutz, eines 
Soldaten auf Zeit oder eines Soldaten, der auf 
Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leistet, bei sei- 
nem Ausscheiden aus dem Dienst wegen Ablaufs 
der Dienstzeit gilt als Dienstreise. Satz 2 gilt nur 
für eine Reise im Inland. 

(2) Bei Reisen zum Zwecke der Ausbildung oder 
Fortbildung, die teilweise in dienstlichem Interesse 
liegen, können die Auslagen für Verpflegung und 
Unterkunft bis zur Höhe des bei Dienstreisen zu- 
stehenden Tage- und Übernachtungsgeldes und die 
notwendigen Fahrkosten erstattet werden. 

(3) Für Fahrten zwischen Wohnung und regel- 
mäßiger Dienststätte aus besonderem dienstlichen 
Anlaß können die entstandenen notwendigen Fahr- 
kosten erstattet werden. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


ABSCHNITT III 

Beschäftigungsvergütung und Erstattung von 
Auslagen bei Reisen aus besonderem Anlaß 

§ 22 

unverändert 


Erstattung von Auslagen 
bei Reisen aus besonderem Anlaß 

(1) Eine Einstellungsreise vor dem Wirksam- 
werden der Ernennung zum Bundesbeamton, Richter 
im Bundesdienst oder Soldaten gilt als Dienstreise 
zur Einstellung. Die Reise eines Polizeivollzugs- 
beamten auf Widerruf im Bundesgrenzschutz, eines 
Soldaten -auf Zeit oder eines Soldaten, der auf 
Grund der Wehrpflicht Wehrdienst leistet, bei sei- 
nem Ausscheiden aus dem Dienst wegen Ablaufs 
der Dienstzeit oder wegen Dienstunfähigkeit gilt als 
Dienstreise. Satz 2 gilt nur für eine Reise im Inland. 

(2) Bei Reisen zum Zwecke der Ausbildung oder 
Fortbildung, die teilweise in dienstlichem Interesse 
liegen, können mit Zustimmung der obersten Dienst- 
behörde die Auslagen für Verpflegung und Unter- 
kunft bis zur Höhe des bei Dienstreisen zustehenden 
Tage- und Übernachtungsgeldes und die notwendi- 
gen Fahrkosten erstattet werden. 

(3) unverändert 
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ABSCHNITT IV 
Schlußvorschriften 

§ 24 

Ermächtigungr Verwaltungsvorschriften 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung die in § 6, § 9 Abs. 1 
und § 10 Abs. 2 festgesetzten Beträge veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnissen, die Klasseneintei- 
lung in § 5 Abs, 1 und die Einteilung der Kraftfahr- 
zeuge in § 6 Abs. 1 veränderten technischen Ver- 
hältnissen anzupassen. 

(2) Die allgemeinen Verwaltungs Vorschriften zu 
diesem Gesetz erläßt der Bundesminister des Innern, 
soweit sie zu den Sondervorschriften für Auslands- 
dienstreisen erlassen werden, im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister des Auswärtigen. 

§ 25 

Verweisungen 

Ist in Rechts- und Verwaltungsvorschriften auf 
Vorschriften und Bezeichnungen Bezug genommen, 
die nach diesem Gesetz nicht mehr gelten, so treten 
an ihre Stelle die entsprechenden Vorschriften und 
Bezeichnungen dieses Gesetzes. 

§ 26 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 27 

Inkrafttreten 

§§ 8, 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 2 und 3 treten mit 
Wirkung vom 1. Juli 1964, die übrigen Vorschriften 
am in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
ABSCHNITT IV 
Schluß Vorschriften 

§ 24 

unverändert 


§ 25 

unverändert 


§ 26 

unverändert 


§ 27 

Inkrafttreten 

§§ 8, 9 Abs. 1 und § 10 Abs. 2 und 3 treten mit 
Wirkung vom 1. Juli 1964, die übrigen Vorschriften 

am 1. Juli 1965 in Kraft. Die Angehörigen der Be- 
soldungsgruppe A 7 werden für die Zeit vom 1. Juli 
1964 bis zum 30. Juni 1965 der Reisekostenstufe A 
zugeteilt. 
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